
LINKE

Einladung zur Mitgliederver-
sammlung der LINKEN Köln

am Dienstag, 07. Februar 2012, 19:00 Uhr 

im Bürgerzentrum Ehrenfeld, Venloer Str. 429, 

http://snipurl.com/21rbokx

Haltestelle „Venloer Str. / Gürtel“, KVB-Linien 3, 4, 13 

Die vorgeschlagene Tagesordnung entnehmt ihr bitte bei-
liegender Einladung.

Wir freuen uns auf zahlreiches Erscheinen!

Mit solidarischen, herzlichen Grüßen

 Angelika Link-Wilden, Sprecherin der LINKEN Köln

 Torsten Löser, Sprecher der LINKEN Köln
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Blick zurück1. 
Auf der Jahreshauptversamm-

lung 2010 hatte der Kreisverband 
ein Arbeitsprogramm für 2011/12 
beschlossen, aus dem er im Jahre 
2011 zwei Projekte erfolgreich ab-
geschlossen hat. Die Projektgrup-
pe „Programmdebatte“ hat im 
Kreisverband engagiert die Diskus-
sion um den Programmentwurf der 
Partei geführt. Dem Kreisverband 
Köln gelang mit seinen Positionen 
Eingang in das mit überwältigen-
der Mehrheit beschlossene Partei-
programm: Der Abschnitt zur „So-
lidarökonomie“ wurde auf Antrag 
unseres Kreisverbandes in das Par-
teiprogramm aufgenommen.

Die Projektgruppe „Eine Schule 
für alle!“ hat dazu beigetragen, die 
Debatte um mehr Gesamtschulen 
zurück in die Stadtgesellschaft zu 
bringen. Just als die Mehrheit der 
Landtagsparteien einen Schulkom-
promiss beschloss, der ein Rück-
schritt für die Bildungslandschaft in 
NRW bedeutete, kämpft der Kreis-
verband um mehr Gesamtschulen 
für Köln. Inzwischen gibt es u.a. 
mit dem Heliosgelände in Köln-
Ehrenfeld auch konkrete mögliche 
Standorte, für die vor allem unsere 
Ratsfraktion kämpft. Zudem ist es 
mit diesem Projekt gelungen, die 
Initiative „Mehr Gesamtschulen 
in Köln“ (i:mgik) zu gründen und 
damit die Basis für eine andere Bil-
dungspolitik in Köln zu erweitern.

Wir haben unsere neue Massen-
zeitung KÖLNLINKS aufgelegt und 
hiervon insgesamt 40.000 Exemp-
lare in der Stadt verteilt. Wir haben 
zudem erfolgreich eine erste große 
öffentliche Veranstaltung zur Eu-

Zur Strategie des Kreisverbandes 2012

DIE DIE LINKE.E.
Kreisverband Köln

ropakrise durchgeführt. Mitglieder 
des Kreisverbandes haben sich an 
Bewegungen gegen rechts, für den 
Ausstieg aus der Atomenergie und 
für den Abzug deutscher Soldaten 
aus Afghanistan beteiligt. Mit der 
Einwohnerbefragung zum Godor-
fer Hafen, dem Einsatz für den Er-
halt der Kölner Bäder, den Arbeiten 
rund um das Helios-Gelände sowie 
unseren Aktivitäten in der Occupy-
Bewegung haben wir punktuell in 
Auseinandersetzungen um eine 
solidarische Stadtgesellschaft ein-
gegriffen. Es ist dem Kreisverband 
aber nicht immer gelungen, hierin 
seine volle Kraft zu entfalten.

Gleichzeitig war das Jahr 2011 
gekennzeichnet von einer wider-
sprüchlichen Entwicklung der Par-
tei. In Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen-Anhalt erzielte DIE 
LINKE bessere Ergebnisse, aber 
in Berlin verlor sie weiter an Zu-
stimmung. In Baden-Württemberg 
sowie Rheinland-Pfalz verfehlte 
sie deutlich den Einzug in die Lan-
desparlamente, und auch bei den 
Kommunalwahlen blieb der Durch-
bruch aus. In Wahlumfragen liegt 
die Bundespartei nur noch bei 7%, 
während sie bei der Bundestags-
wahl 11,9% erreichte.

Fortsetzung auf Seite 2!

Folgender Antrag ist das Ergebnis zweier Treffen der offenen Arbeitsgruppe „Strategie“. Beteiligt an der Abfassung waren 
Gisela Emons, Lea Frings, Angelika Link-Wilden, Torsten Löser, Gerhard Militzer, Alexander Recht und Klaus Roth.
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Mit Blick auf die Mitglieder-
entwicklung hatte sich der Kreis-
verband Köln bereits 2009 das Ziel 
gesetzt, einen Stand von 1.000 zu 
schaffen. Tatsächlich ist der Kreis-
verband Köln zwar der stärkste im 
Westen, hat aber den Trend zum 
Anstieg der Mitgliederzahlen nicht 
fortsetzen können. Seine Mitglie-
derzahl stagniert vielmehr bei 800.

Die große Krise seit 2007 be-
stätigt unsere jahrelange Kritik an 
kapitalistischer Produktionsweise 
und neoliberaler Politik. Unsere 
Programmatik enthält wegweisen-
de Forderungen, etwa zur Demo-
kratisierung der Gesellschaft, zur 
deutlichen Verbesserung der Lage 
der Lohnabhängigen und zur An-
kurbelung der Binnenkonjunktur. 
Trotzdem wenden sich die Men-
schen nicht vermehrt der LINKEN 
zu.

Mehr Zustimmung fanden da-
gegen teils die GRÜNEN und die 
PIRATEN, und seit kurzem hat sich 
mit der Occupy-Bewegung auch 
eine außerparlamentarische Protest-
bewegung mit Zulauf gebildet. Dies 
steht im Kontrast zur unbefriedigen-
den Entwicklung der LINKEN. An 
dieser Stelle soll keine Auseinander-
setzung über die Ursachen geführt 
werden. Eines scheint aber klar: DIE 
LINKE hat den Status der erfolgrei-
chen parteipolitischen Alternative 
verloren. Damit können wir nicht 
zufrieden sein. DIE LINKE muss da-
her ihre Strategie refl ektieren.

Der Parteitag von Erfurt hat das 
erste Parteiprogramm der LINKEN 
mit überwältigender Mehrheit und 
im Konsens beschlossen. Dennoch 
gilt, dass das Jahr teils von Formen 
innerparteilicher Auseinanderset-
zung geprägt war, die DIE LINKE 
nicht voranbrachten.

All das bringt für unsere Par-
tei und vor allem auch für unseren 
Kreisverband neue Herausforderun-
gen. Das Arbeitsprogramm bleibt 
Grundlage der politischen Arbeit 
des Kreisverbandes. Wir müssen es 
umsetzen, konkretisieren und mo-
difi zieren.

Blick nach vorn2. 

Strategisch vorgehen2.1. 

Wir möchten die Kluft zwischen 
den heutigen Zuständen und unse-
rem Ziel einer Gesellschaft der Freien 
und Gleichen überwinden. Unsere 
Strategie umfasst politische Aufklä-
rung, die Konzentration auf gesell-
schaftliche Schlüsselthemen sowie 
die Mobilisierung von Mitstreitern. 
Wir agieren teils selbständig als Par-
tei, teils in Kooperation mit gesell-
schaftlichen Partnern wie Gewerk-
schaften, teils in Bündnissen.

Unsere Aufgabe ist eine ehr-
liche Analyse der sozioökonomi-
schen Machtverhältnisse. Zudem 
müssen wir uns mehr als bisher die 
Fähigkeit aneignen, Widersprüche 
und wechselseitige Bezüge mit-
zudenken: zwischen Theorie und 
Praxis, kurz- und längerfristigen 
Schritten, Parteiprofi lierung und 
Bündnisorientierung, globalen und 
lokalen Aktionsfeldern usw. 

Unsere Strategie muss stets 
aufs Neue kritisch refl ektiert und 
verändert werden, da sich auch die 
Gesellschaft verändert: ihre sozia-
le, ökonomische und ökologische 
Wirklichkeit, ihre Akteure und Kräf-
teverhältnisse, ihre Formen von All-
tagsbewusstsein, ihre hegemonia-
len Themen und Deutungsmuster. 
Damit verändern sich aber auch 
unsere strategischen Ziele und Teil-
ziele sowie unsere Schritte zur Ver-
änderung der Gesellschaft. Wir be-
fi nden uns in einem dramatischen 
Veränderungsprozess, auf den 
auch unsere Partei noch Antworten 
entwickeln muss:

Es geht um Veränderungen der 
Produktionsweise, um Fragmen-
tierungen der Klassengesellschaft, 
um Neuaufteilung zwischen den 
Geschlechtern sowie „um die stär-
kere Einbeziehung des Alltagslebens 
(Gesundheit, Pfl ege, Familie, Woh-
nungspolitik) und der Alltagskultur, 
um die stärkere Berücksichtigung der 
Interessen qualifi zierter Arbeit, um 
Subjektivierung, Emotionalisierung 
und neue Kommunikationsstruktu-
ren, allgemeiner um den Wandel der 
Normalarbeit. Schließlich müssen wir 
stärker die dramatisch gewachsene 
Distanz der Menschen gegenüber po-
litischen Parteien berücksichtigen, die 
ihren Parolen immer weniger glau-
ben, und die Umsetzbarkeit unserer 
Vorschläge mehr in den Vordergrund 
rücken.“ (Werner Dreibus)

Da wir nur über begrenzte 
Kräfte verfügen, werden wir unsere 
begonnene Strategiedebatte nicht 
in einem eigenen kräftebindenden 
Arbeitszusammenhang fortsetzen, 
sondern solche Überlegungen als 
Querschnittsaufgabe unserer Arbeit 
anstellen. Wir werden inhaltliche 
Ergebnisse produzieren, Aktionen 
durchführen und hierbei jeweils 
strategische Fragen nach unseren 
Handlungsmöglichkeiten stellen 
und zu beantworten suchen. 

Europakrise zum2.2. 
Thema machen

Wir erleben seit 5 Jahren eine 
fast schon epochal zu nennende 
Wirtschaftskrise – nicht nur, aber 
auch und vor allem in Europa mit 
seiner Krise der Institutionen und 
der Finanzmärkte. Die Krise, die 
neben bekannten auch neue Phä-
nomene aufweist, schüttelt die 
ökonomische Basis kräftig durchei-
nander und wirft die Frage auf, wie 
Politik in einer solchen Phase zu 
reagieren und zu agieren hat. Klar 
ist: Die Krise verunsichert die Men-
schen. Diese suchen nach Orientie-
rung und nach Antworten.

Strategie
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Politik statt Nabelschau2.3. 

Das Erfurter Programm hat eine 
gute politische Grundorientierung 
und zeigt sinnvolle Reformschrit-
te auf. Dies sollte uns anspornen. 
Wir müssen unsere Programmatik 
durch Bildungsarbeit stärker als 
bisher unseren Mitgliedern vermit-
teln. Wo sie Leerstellen und unauf-
gelöste Konfl ikte aufweist, stehen 
wir vor der Herausforderung, diese 
produktiv und solidarisch anzuge-
hen. Wo sie ungenau formuliert ist, 
haben wir uns der Anstrengung der 
Präzisierung zu widmen.

Wir haben die Verantwortung, 
unsere Programmatik stärker in 
die Gesellschaft zu kommunizieren 
und in praktische Politik umzuset-
zen. Die Menschen erwarten von 
uns konkrete Lösungsvorschläge 
auf die Probleme unserer Zeit: Die 
„Umsetzbarkeit unserer Vorschlä-
ge“ (Werner Dreibus) ist wichtig. 
Zudem müssen wir die Menschen 
so ansprechen, dass sie sich auch 
emotional angesprochen fühlen. 
Wir sind aufgefordert, ihnen mit 
und in unserer Partei attraktive Be-
teiligungsmöglichkeiten zu bieten, 
die ihren Vorstellungen von Enga-
gement entsprechen.

Politik statt Nabelschau lautet 
also unsere Losung. Eine auf Par-
tizipation ausgerichtete Partei wie 
die unsere hat natürlich das Recht, 
eine Personaldebatte über den neu-
en Bundesvorstand gründlich und 
sorgsam zu führen. Diese Perso-
naldebatte darf aber nicht in For-
men geführt werden, die die Partei 
auseinander dividieren; darf nicht 
von der Notwendigkeit innerpartei-
licher Entwicklung und Bildungsar-
beit ablenken; darf uns nicht davon 
abhalten, uns in die Gesellschaft 
einzubringen.

Der Kreisverband Köln bemüht 
sich darum, dass unsere Partei als 
ganze eine solche Haltung ein-
nimmt.

Kooperierende Gliederungen 2.4. 
und Strukturen

Unsere Partei steht vor be-
trächtlichen Herausforderungen. 
Hierfür muss sie Kräfte und Ak-
tivitäten bündeln. Arbeitskreise, 
Arbeitsgruppen und Ortsverbände 

sollten bei ähnlicher Thematik ko-
operieren und gemeinsam statt ne-
beneinander Veranstaltungen und 
Aktionen durchführen.

Unsere Arbeitskreise, Arbeits-
gruppen, Ortsverbände sowie die 
Ratsfraktion sollten sich auch, wo 
es machbar und sinnvoll ist, an den 
Projekten aktiv und mit eigenen In-
itiativen beteiligen, statt sich nur 
neben den Projekten zu betätigen.

Aufmerksamkeits-3. 
schwerpunkte
Politische Konzentration be-

deutet, dass unser Kreisverband 
Schwerpunkte benennt und diesen 
bevorzugt Aufmerksamkeit widmet 
und Ressourcen zuweist.

Das Projekt „Für eine Solidari-3.1. 
sche Stadt!“

Wir werden uns 2012 mit dem 
Projekt „Für eine Solidarische 
Stadt!“ aktiv in die Auseinander-
setzung um eine gerechte Stadt-
gesellschaft einbringen, die allen 
Einwohnerinnen und Einwohnern 
offen steht. Ziel des Projektes ist 
es, in ausgewählten Schwerpunk-
ten unsere alternativen Vorstellun-
gen einer Stadtgesellschaft deutlich 
zu machen.

Wichtig ist dabei „die stärke-
re Einbeziehung des Alltagslebens 
(Gesundheit, Pfl ege, Familie, Woh-
nungspolitik)“ (Werner Dreibus), 
etwa durch Kämpfe für eine soziale 
Wohnungspolitik oder für die Er-
weiterung des Köln-Passes.

Unsere Solidarisierung doku-
mentiert sich nicht nur in parla-
mentarischer Interessenvertretung 
und Öffentlichkeitsarbeit. Sie soll 
auch eine reale Verbesserung der 

?
Der Kreisverband Köln will ei-

nen Beitrag dazu leisten, dass DIE 
LINKE eine Strategie entwickelt, 
um Menschen für unser Ziel eines 
demokratischen, sozialen, ökologi-
schen und friedlichen Europas zu 
gewinnen und ihnen gleichzeitig 
Handlungsfelder zur Verbesserung 
ihrer Lebenssituation zu eröffnen. 
Nur wenn es uns gelingt, unse-
re Forderung nach einer anderen 
Wirtschaftspolitik und einer Verän-
derung der Eigentumsverhältnisse 
mit der Perspektive eines demokra-
tischen Europas zu verbinden, kön-
nen wir überzeugen.

Die Weiterentwicklung unserer 
eigenen Position, die politische Bil-
dung, die mehr Genossinnen und 
Genossen befähigen soll, diese Po-
sition am Arbeitsplatz, am Wohnort 
und im sozialen Umfeld aktiv zu 
vertreten, sowie der Dialog mit sozi-
alen und demokratischen Bewegun-
gen durch den Kreisverband werden 
in den nächsten Monaten eine we-
sentliche Rolle für die Entwicklung 
der LINKEN in Köln spielen. 

DIE LINKE hat bereits erste Po-
sitionen zur Krise entwickelt. Es ge-
lingt uns aber bislang noch zu we-
nig, mit diesen Positionen positiv 
in der Öffentlichkeit wahrgenom-
men zu werden. Unsere Aufgabe, 
aber auch Chance ist es, unsere 
Vorstellungen von einer anderen 
Verteilungspolitik und mehr sozia-
ler Gerechtigkeit über Deutschland 
hinaus in die Diskussion einzubrin-
gen. Es gilt Maßnahmen gegen die 
negativen Auswirkungen der Krise 
und Reformvorschläge für einen 
politischen Kurswechsel und eine 
andere Wirtschaftsordnung auszu-
arbeiten und zu popularisieren, auf 
Herausforderungen neue sozialisti-
sche Antworten zu fi nden und po-
litische Neuformierungsprozesse 
aufzugreifen.

Fortsetzung auf Seite 4!

Logo der Recht-auf-Stadt-Bewegung
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Lebensverhältnisse im Kleinen und 
zumindest für einen beschränkten 
Personenkreis bewirken. Die Wirk-
samkeit unseres politischen Han-
delns muss insbesondere für sozial 
benachteiligte Menschen und für 
unsere Wähler und Mitglieder di-
rekter erfahrbar werden.

Wir müssen offensiv in den 
Dialog mit so unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Instanzen wie 
Gewerkschaften, Inis und sozialen 
Bewegungen treten, den Spagat 
zwischen eigener Gestaltung und 
Beteiligung an „Widerstandspotenzi-
alen“ (Werner Dreibus) wagen und 
uns auch auf geeignete Weise mit 
der Politik der Stadtverwaltung aus-
einandersetzen.

Bestehende Programme wie das 
Kommunalwahlprogramm geben 
uns bereits Orientierungspunkte. 
Hieran anknüpfend und weiterge-
hend werden wir uns zum Ziel set-
zen, präzise und umsetzbare Forde-
rungen für die Stadtgesellschaft zu 
erarbeiten. Solche Ergebnisse kön-
nen Eingang in ein künftiges kom-
munales Wahlprogramm fi nden. 
Die Arbeit der Projektgruppe wird 
im Februar 2012 beginnen.

Bildungsarbeit und Parteient-3.2. 
wicklung

2012 wollen wir unseren Mit-
gliedern mehr Bildungsangebote 
unterbreiten. Es geht um Grundla-
genvermittlung und aktuelle poli-
tische Themen. Mögliche Formen 
sind Seminare, abendliche Info-
veranstaltungen, sonntägliche Ma-
tinees in Ortsverbänden mit den 
Abgeordneten, Lesekreise, Kennen-
lernabende. Das kann teils auch 
in Zusammenarbeit mit anderen 
Kreisverbänden im Rheinland ge-
schehen.

Die Bildungsarbeit soll auch an 
den Arbeitsvorhaben wie Europa 
oder „Für eine Solidarische Stadt!“ 
ansetzen und mit unseren beste-
henden Gliederungen kooperieren, 
statt nur parallel hierzu zu laufen.

Weitere Aufgaben in 4. 
der laufenden Arbeit
Natürlich wird es auch weiter-

hin neben diesen Schwerpunkten 
andere Aktivitäten unserer Partei 
geben. Aber auch hier gilt: Wir kön-
nen nicht alle politische Themen 
behandeln; die, die wir behandeln, 
sollten wir jedoch aktiv behandeln.

In den letzten Monaten hat 
auch der Kampf gegen rechts bun-
desweit an Bedeutung gewonnen. 
Das heißt für uns in Köln, sowohl 
die Auseinandersetzung mit Pro 
Köln zu intensivieren als auch rech-
ten Gewalttätern aktiv entgegen- 
und für ein Klima des gleichberech-
tigten Miteinanders von Menschen 
aller Nationen in Köln einzutreten.

Fortführen wollen wir die er-
folgreich begonnene Arbeit für eine 
andere Bildungspolitik in Köln. 
Auch werden wir mit der KÖLN-
LINKS weiterhin unsere eigene 
Massenzeitung zweimal im Jahr 
herausbringen. In unserer durch 
„Emotionalisierung“ (Werner Drei-
bus) geprägten Gesellschaften gilt 
es unsere bisherigen Aktions- und 
Kommunikationsformen darauf hin 
zu überprüfen, wo und wie sie fort-
zusetzen, zu verändern, zu ergän-
zen und zu optimieren sind.

Fortsetzen wollen wir auch die 
Arbeit in benachteiligten Stadttei-
len. Ein Baustein hierzu neben an-
deren sind unsere Angebote einer 
offenen Sozialberatung. Insgesamt 
kommt es darauf an, dass Kreisver-
band und Ortsverbände gemein-
sam aufarbeiten, worin Defi zite un-
serer Stadtteilarbeit bestehen und 
welche neuen Ideen zu entwickeln 
sind, damit wir uns in den Stadttei-
len besser verankern können. Dies 
ist ein sinnvoller Beitrag zur Veran-
kerung der LINKEN vor Ort.

Gemeinsam mit dem ehren-
amtlichen Büroteam wollen wir ein 
Konzept für eine attraktive und offe-
ne Geschäftsstelle in unseren neu-
en Räumlichkeiten in der Zülpicher 
Straße entwickeln. Dort wollen wir 
auch kulturelle Angebote anbieten.

Politik kostet Geld. Durch die 
veränderte Verteilung der Beitrags-
einnahmen steht unser Kreisverband 
vor der Herausforderung, sowohl die 
Beitrags- als auch die Spendenein-
nahmen deutlich zu steigern.

Helft mit
und werdet

Die Arbeitsgruppe „Mitglieder-
werbung und Parteientwicklung“ 
wird sich 2012 neben Aktivitäten zur 
Mitgliederwerbung auf die Erarbei-
tung und Umsetzung von Angebo-
ten und Methoden der Mitgliederak-
tivierung konzentrieren, damit sich 
mehr Mitglieder in die Arbeit und 
die Meinungsbildungsprozesse des 
Kreisverbandes einbringen.

Unsere Angebote der Mitarbeit 
sollen vielseitig sein und Theoreti-
ker wie Praktiker ansprechen. Wir 
brauchen spezifi sche Angebote für 
diejenigen unserer Mitglieder, die 
wegen sprachlicher Hürden kaum 
am Parteileben teilnehmen können. 
Stets muss es darum gehen, zu den 
Mitgliedern hinzugehen.

Die Kommunikation mit den 
Mitgliedern soll in Zukunft direkter 
erfolgen. Mithilfe eines auf Mit-
gliederversammlungen verteilten 
Fragebogens können Mitglieder ge-
wünschte Formen der Partizipation 
sowie ihre besonderen Fähigkeiten 
mitteilen. Die Fragebögen werden 
regelmäßig vom Kreisvorstand aus-
gewertet, und die Mitglieder wer-
den vom KV darüber informiert.
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Termin Veranstaltung

Februar

Donnerstag, 02.02.2012 AK „Gesundheit und Behindertenpolitik“

Dienstag, 07.02.2012 Kreismitgliederversammlung

AK „Stadtentwicklung“

Freitag, 10.02.2012 Eröffnung Kreisgeschäftsstelle

Montag, 13.02.2012 Gf. Kreisvorstand

Projektgruppe „Für eine Solidarische Stadt!“

AK „Umwelt“

Donnerstag, 16.02.2012 Weiberfastnacht

Samstag, 18.02.2012 Block Dresden 2012

Montag, 20.02.2012 Rosenmontag

Donnerstag, 23.02.2012 AK „Wirtschaft und Finanzen“

AK „Soziales“

Montag, 27.02.2012 AK „Integration“

Dienstag, 28.02.2012 Kreisvorstand

März

Dienstag, 06.03.2012 Mitgliederversammlung mit KV Leverkusen

Donnerstag, 08.03.2012 Internationaler Frauentag

Freitag, 09.03.2012 AK „Stadtentwicklung“

Sonntag, 11.03.2012 Fukushima-Jahrestag in Gronau

Montag, 12.03.2012 Gf. Kreisvorstand

AK „Umwelt“

Donnerstag, 15.03.2012 AK „Gesundheit und Behindertenpolitik“

Samstag, 17.03.2012 Beratung der Kreisvorsitzenden

Donnerstag, 22.03.2012 AK „Wirtschaft und Finanzen“

Dienstag, 27.03.2012 Kreisvorstand

April

Dienstag, 03.04.2012 Kreismitgliederversammlung

Freitag, 06.04.2012 Karfreitag

Sonntag, 08.04.2012 Ostersonntag

Montag, 09.04.2012 Ostermontag

Dienstag, 10.04.2012 Gf. Kreisvorstand

Donnerstag, 12.04.2012 AK „Soziales“

Montag, 16.04.2012 AK „Umwelt“

Donnerstag, 19.04.2012 AK „Wirtschaft und Finanzen“

Dienstag, 24.04.2012 Kreisvorstand

Terminliste des Kreisverbands Köln

Für Details und Uhrzeiten gehe man auf
http://www.die-linke-koeln.de/nc/termine/termine/
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Köln-Kalk
Pro Köln

Samstag, 28. Januar 2012
Ecke Kalk-Mülheimer Straße / Kalker Hauptstraße
9 Uhr: Treffen, 10 Uhr: Kundgebung 
Musik: Rolly Brings & Bänd und Freunde, AnyWay, Gruppe Yasam Evi, Blue Flower

Es sprechen: Claudia Wörmann-Adam (ver.di), Pfarrer Franz Meurer,  

Markus Thiele (Bezirksbürgermeister Kalk), DGB-Jugend, DIDF u.a.

Veranstalter: Bündnis „Schäl Sick gegen Rassismus“

Kalk macht wieder 
Gegen 

fremdenfeindlichen Hass 

auf der Schäl SickDICHT

Veranstaltungen und Aktionen
Proteste gegen „Pro Köln“

„Uns ist bewusst, dass es in 
der antifaschistischen Arbeit unter-
schiedliche Aktionsformen gibt. Eben 
deshalb hält DIE LINKE Köln die 
bisherige Bündnisstrategie des Kreis-
verbandes gegen „Pro Köln/NRW“ 
für richtig und wird sich weiterhin so-
wohl im „Bündnis gegen ‚Pro Köln/
NRW‘„ als auch bei „Köln stellt sich 
quer“ engagieren.

Gemeinsam mit anderen Or-
ganisationen wie der VVN-BdA, die 
ebenfalls in beiden Bündnissen vertre-
ten ist, wird DIE LINKE Köln im Rah-
men ihrer Möglichkeiten auch in Zu-
kunft versuchen, zwischen den beiden 
Bündnissen zu vermitteln und dafür 
zu werben, dass sich die Aktionen der 
beiden Bündnisse nicht gegenseitig 
behindern, sondern ergänzen.“

(Auszug aus dem Beschluss 
der letzten MV der LINKEN Köln)

Freitag, 10.02.2012, 16:30-20:00 Uhr
Parteibüro, Zülpicher Straße 58

Eröffnung des
Parteibüros!
DIE LINKE Köln lädt alle Mit-
glieder herzlich ein zur offi ziel-
len Eröffnung des Parteibüros:

Referat von Sahra Wagen- 
knecht zur Europakrise

anregender Austausch 

leckeres Büffet + Getränke 
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Zum politischen Einstieg in das 
neue Jahr trafen sich am 09. Januar 
etwa 20 Mitglieder und Gäste des 
Arbeitskreises „Soziales“ in Köln, 
um über die drogenpolitischen Vor-
stellungen und Ziele der Partei DIE 
LINKE zu diskutieren.

Bekanntlich wurden im Erfurter 
Programm der Partei diesbezügli-
che Beschlüsse formuliert, die aber 
aufgrund verzerrter medialer Wie-
dergabe zu einigen Irritationen in 
der Öffentlichkeit führten („Heroin 
für alle“ u. Ä.).

Um sich dem Thema nüch-
tern (sic!) und mit dem gebotenen 
Sachverstand zu nähern, konnte 
der Arbeitskreis Frank Tempel, den 
drogenpolitischen Sprecher der 
Linksfraktion im Deutschen Bun-
destag, als Referenten begrüßen.

Eingeleitet wurde der Abend 
von Michael Scheffer, dem Spre-
cher des Arbeitskreises, der eine 
kurze Einführung in die Problema-
tik vornahm. Er umriss verschie-
dene Aspekte, unter denen man 
sich dem Thema nähern könnte. 
Konkret benannt wurden die so-
ziale, die gesundheitliche, die 
medizinisch-therapeutische, die 
kulturgeschichtliche und sogar die 
ökologische Ebene.

Frühere drogenpoliti-
sche Initiativen

Der Fokus der Veranstaltung 
lag auf der juristisch-strafrecht-
lichen bzw. ordnungspolitischen 
Ebene. Verwiesen wurde dabei auf 
die wenigen Vorstöße, welche sei-
tens der Rechtssprechung und Ge-
setzgebung in der Vergangenheit 
gemacht wurden.

Als Beispiel genannt wurde der 
Cannabis-Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts von 1994, das 
sogenannte Neskovic-Urteil, das 
seinerzeit die „geringe Menge“ so-
wie den „Eigenbedarf“ eingeführt 
hatte.

Verwiesen wurde auch auf den 
(letztlich gescheiterten) Versuch 
der ehemaligen schleswig-holstei-

nischen Gesundheitsministerin 
Heide Moser, die Abgabe von Can-
nabis in Apotheken zu ermögli-
chen.

Anschließend stellte Frank 
Tempel in seinem Vortrag detailliert 
und kenntnisreich das Szenario ei-
ner liberalen und aufgeklärten Dro-
genpolitik der bestehenden repres-
siven Drogenpolitik gegenüber.

Probleme repressiver 
Drogenpolitik

Zunächst beschrieb er die Un-
zulänglichkeiten der bestehenden 
repressiven Praxis, welche oftmals 
die im Zusammenhang mir Dro-
genkonsum existierenden Proble-
me de facto verschlimmert, aber 
keineswegs lösen kann. Als ehe-
maliger Polizeibeamter im Vollzug 
konnte Frank dies mit anschauli-
chen Beispielen aus der berufl ichen 
Praxis überzeugend illustrieren.

So seien unzählige Lebens-
läufe und Karrierepläne wegen 
vergleichsweise harmloser Delikte 
gebrochen worden. Vor dem Hin-
tergrund, dass sich die Mensch-
heit seit Anbeginn ihrer Existenz 
berauscht, sei eine akzeptierende 
Drogenpolitik statt ideologischer 
Generalverteufelung angemessen. 
Die Realitäten zu akzeptieren heiße 
aber keinesfalls, die Gefahren, die 
mit der Einnahme berauschender 
Substanzen einhergehen, zu ver-
harmlosen.

Entkriminalisierung un-
gleich Propagierung

Im Gegenteil: Frank konnte 
überzeugend darlegen, dass Auf-
klärung, Entkriminalisierung und 
Liberalisierung keinesfalls mit der 
Propagierung von Drogen gleichzu-
stellen sei. Hilfreich sei es überdies, 
den „Erkenntnisstand der Fachwelt in 
die Politik zu übertragen“.

Es wurde kritisiert, dass das 
Betäubungsmittelgesetz dem 
Wissensstand der Forschung, der 
Therapie- und Suchtzentren, aber 
auch der unabhängigen Initiativen 

und Aktivisten kaum gerecht wird. 
Es verfestige vielmehr die beste-
henden Abhängigkeiten von einem 
unkontrollierbaren Schwarzmarkt-
system mit seinen zahlreichen 
negativen Begleiterscheinungen 
(Kriminalität, Verelendung, soziale 
Isolation etc.).

Auf diesen Aspekt ging Frank 
auch in der sich anschließenden 
lebhaften Diskussion ein. So sei 
der volkswirtschaftliche Schaden, 
der durch die strafrechtliche Ver-
folgung geringer Drogendelikte 
(inklusive Strafvollzug) ensteht, 
kaum zu beziffern. Besser sei es, 
auf Schadensminimierung und auf 
den aufgeklärten mündigen Bürger 
als auf Repression zu setzen.

Bestehende positive 
Ansätze

Untermauert wurde dies durch 
erfolgversprechende Ansätze aus 
dem europäischen Ausland. Als 
positiv bewertet wurden beispiels-
weise das Schweizer Drugchecking-
Modell oder die spanischen „social 
clubs“ (bitte googlen für Details).

Aber auch die hierzulande in 
vielen Kommunen längst prakti-
zierte kontrollierte Heroinabgabe 
oder die entsprechenden Möglich-
keiten der Substituierung (Metha-
don, etc.) scheinen in die richtige 
Richtung zu weisen.

Fazit
Zusammenfassend lässt sich 

konstatieren, dass die praktizierte 
Drogenpolitik weitgehend geschei-
tert ist und dass DIE LINKE hier 
gute Lösungsansätze anbietet und 
sich dafür nicht verstecken muss. 

Abschließend muss ferner kon-
statiert werden, dass an diesem 
Abend längst nicht alle Fragen be-
antwortet und alle Aspekte beleuch-
tet werden konnten. So wurde nach 
einer überaus erhellenden und er-
giebigen Sitzung eine weitere Ver-
anstaltung zum Thema zu einem 
gegebenen Zeitpunkt verabredet ...

Über Entkriminalisierung und Liberalisierung
Von Michael Scheffer, Leiter des AK „Soziales“
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Der LINKE OV Schäl Sick
Hans Günter Bell, Tel.: 0221 88 52 99

Der LINKE OV Ehrenfeld
Ulrike Detjen, Tel.: 0170 583 30 50

Der LINKE OV Innenstadt/Rodenkirchen
Astrid Kraus, Tel.: 0151 149 415 73

Der LINKE OV Nord
Andree Willige, Tel.: 0172 262 34 91

Der LINKE OV Lindenthal
Jürgen Seitz, Tel.: 0221 31 87 21

Der LINKE OV Porz
Helmuth Krämer, Mail: helmuth.kraemer@netcologne.de

linksjugend [`solid]
Andy Strohwald, Tel.: 0162 853 72 56

dielinke.sds an den Kölner Hochschulen
Katharina Sass, Mail: kathisass@aol.com

LINKE AnsprechpartnerInnen

Einladung zur Konstituierung des
Projekts „Für eine Solidarische Stadt!“
Von Angelika Link-Wilden, Sprecherin der LINKEN Köln,
und Torsten Löser, Sprecher der LINKEN Köln

Liebe Genossinnen,

liebe Genossen,

mit dem Arbeitsprogramm 
2010-2012 hat der Kreisverband die 
Durchführung des Projektes „Für 
eine Solidarische Stadt!“ beschlos-
sen.

Dieses Projekt soll im Februar 
2012 starten.

Wir wollen nicht viel Zeit ver-
streichen lassen und möchten euch 
daher im Namen des Kreisvorstan-
des zu einem ersten Treffen der 
Projektgruppe einladen:

Foto: HeatherSquire, Flickr

Projektauftakt!

13. Februar 2012,
ab 19:30 Uhr,
im Parteibüro,
Zülpicher Str. 58

Anreise:
KVB-Linie 9 oder 
Bf. Süd der DB

Als Tagesordnung schlagen wir 
euch vor, zunächst mit zwei Einfüh-
rungsbeiträgen zu beginnen:

„Warum ist für DIE LINKE Köln  
die Auseinandersetzung um eine 
solidarische Stadtgesellschaft von 
strategischer Bedeutung?“ (mit 
Torsten Löser, Sprecher des Kreis-
verbandes)

„Ansätze einer solidarischen  
Stadtgesellschaft und die Bewe-
gung ‚Recht auf Stadt‘ – eine kriti-
sche Refl exion“ (mit Hans Günter 
Bell, Stadtplaner)

Danach wollen wir uns gemein-
sam verständigen über

die inhaltlichen Schwerpunkte, 

die Organisation der Projektarbeit.  

Alle Mitglieder unseres Kreis-
verbands sind gerne eingeladen, 
sich am Projekt zu beteiligen!

Wir freuen uns über eure rege 
Teilnahme!

Herzliche Grüße von

Angelika Link-Wilden,
Torsten Löser


